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Zudem soll die Möglichkeit,
den Zahnersatz privat abzu-
sichern, entfallen. Ein ent-
sprechendes Eckpunktepa-
pier über die geplanten Än-
derungen soll als Grundlage
für einen Gesetzesentwurf
dienen, über den noch An-
fang September im Bundes-
tag mit der Union beraten
wird. Ob eine schnelle Eini-
gung erzielt werden kann, ist
jedoch fraglich, da die
CDU/CSU beim Zahnersatz
keine einheitliche Linie ver-
folgt. Den Vorschlag von
CDU-Generalsekretär Lau-
renz Meyer, die Zahnersatz-
regelung auf 2007 zu ver-
schieben, halten andere
Spitzenvertreter der Union
für falsch. Streit gibt es zu-
dem darüber, ob die Wahl-
freiheit zwischen privaten
und gesetzlichen Kassen tat-
sächlich aufgehoben werden
soll. Die Diskussion über die
Revisionen zur gesetzlichen

Regelung zum Zahnersatz
löst bei Verbandsvertretern
Unverständnis aus. „Wie soll
man dazu stehen, wenn 90
Prozent aller Abgeordneten
des Deutschen Bundestages
einem Gesetz zugestimmt
haben, von dem klar war,
dass es einen Paradigmen-
wechsel herbeiführen
werde, dann bei der Umset-
zung aber wieder zurück-
zucken?“ fragt Dr.Dr.Jürgen
Weitkamp, Präsident der
Bundeszahnärztekammer
(BZÄK). Dieser politische
Stil, einmal getroffene Ent-
scheidungen zurückzuzie-
hen, müsse die Bürger
zwangsläufig verunsichern,
erklärte Weitkamp. Auch
FDP-Vize Andreas Pinkwart
kritisierte die mangelnde po-
litische Standfestigkeit von
CDU und CSU. Die Union
müsse sich die Frage stellen,
„ob sie den ohnehin sehr
dürftigen Kompromiss“ zur
Gesundheitsreform nun wei-
ter abspecken wolle und „ob
sie sich darin noch wieder-
findet“.
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Mit Volldampf in die Arbeitslosigkeit!
Die Zahnärzte machen es sich wieder mal leicht. Durch den ab ersten Oktober drohenden Sicherheitsabschlag von 60 Prozent, den die KZV Sachsen beschlossen hat, reagiert die Ba-
sis der Zahnärzte entsprechend konsequent. Viele unserer Kunden drohen damit, ab 1. Oktober keine zahntechnischen Arbeiten mehr auszuführen. Die Folge ist klar: Unsere Kunden
versuchen jetzt in den Monaten August und September noch alle Patienten zu behandeln, was zu einem übermäßigen Auftragsanstieg bis Ende September führt. Ab 1. Oktober ste-
hen wir dann da und haben drei Monate lang keine Arbeit. Klar ist doch, dass da die Laborinhaber handeln und auch entlassen müssen – wir rasen also mit Vollgas, Überstunden und
Mehrarbeit in die Arbeitslosigkeit!
Wenn man das Freunden erzählt, die nichts mit der Branche zu tun haben, schütteln diese nur mit dem Kopf.

Thomas Mahler

Grobe Rechenfehler?
Die KZV Sachsen kündigte in vielen regionalen Zeitungen an, dass im ersten Quartal 2004 das Budget überschritten sei, und deshalb die Notbremse gezogen werden muss, um ein
drohendes Überschreiten für das ganze Jahr zu vermeiden. Die Folge ist, dass ab 1. Oktober durch die rigiden Maßnahmen der KZV drei Monate lang bei gewerblichen Labors kein
Zahnersatz mehr in Auftrag gegeben wird. Mal von den Konsequenzen für Labors und Beschäftigte abgesehen, kann durch diese Maßnahme das Budget der Zahnärzte überhaupt
nicht ausgeschöpft werden!
Sollte sich nämlich ein Budget gleichmäßig über alle vier Quartale verteilen, so bliebe je Quartal 25 % des Budgets. Sollte also im ersten Quartal das Budget tatsächlich um 13,35 %
überschritten wurden sein, so sind dies aufs ganze Jahr gesehenen gerade einmal 3,3 %
Berücksichtigt man jetzt noch das gewohnheitsgemäß schlechte dritte Quartal, dürfte sich dieser Anstieg mehr als ausgleichen. Hinzu kommt noch die Honorarsenkung durch die
BEMA Umstrukturierung im ZE Bereich, die auch im dritten und vierten Quartal stärker zu Buche schlägt. Sollten die Zahnärzte nun ab 1. Oktober die Arbeit ruhen lassen, dürften min-
destens 20 % des Budgets nicht ausgelastet werden. Vor diesem Hindergrund ist die Argumentation des AOK Chefs Sachsens Steinbronn „Die Zahntechniker hätten ihr Geld für die-
ses Jahr schon verdient“ völliger Quatsch. Dieser Herr mag vielleicht in seinem Job ganz gut sein – rechnen kann er nicht! Die Innung sollte mal den AOK Chef darauf aufmerksam
machen, dass,  wenn seine Krankenkasse ihre Verwaltungskosten  wieder einmal überzogen hat, er doch ruhig auf seine restlichen Gehälter verzichten kann. Schließlich hat man ja
die vorherigen Monate bereits über Budget Geld eingenommen! Das nämlich dürfte dann jährlich der Fall sein und nicht die Ausnahme.

ZTM  L. Bigl, Chemnitz

Bitte beachten Sie, dass die unter der Rubrik „ZT Leserbriefe“ veröffentlichten Meinungen nicht die Ansicht der Redaktion, sondern die der Einsender darstellen. 
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(kh) – Gerade mal drei Monate
ist es her, dass sich Regierung
und Wirtschaft auf einen Aus-
bildungspakt einigen konnten,
da gibt es bereits Stimmen, die
den Pakt als gescheitert anse-
hen. „Ich glaube nicht, dass der
Ausbildungspakt wirklich et-
was bringt“, sagte etwa der Ge-
neralsekretär des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung, Helmut
Pütz, gegenüber der Berliner
Zeitung. Das Institut erwarte
vielmehr, dass die Zahl der Ju-
gendlichen ohne Ausbildungs-
vertrag in diesem Jahr genauso
hoch oder noch höher sein wird
als 2003. Begründet wird dies
mit der schwachen Konjunktur.
Somit hätten die Wirtschafts-
verbände Zusagen gegeben,
„die in den Betrieben nicht ein-
gehalten werden können“, er-
klärte Pütz.
Für Bundeswirtschaftsminister
Wolfgang Clement hingegen

gibt es keine Anhaltspunkte für
ein Scheitern des Abkommens,
im Gegenteil: Eine „kräftige Er-
mutigung“ nannte er die Zahlen
des Deutschen Industrie- und
Handelskammertages.Danach
seien bereits bis Ende Juni
bundesweit mehr als 150.000
Ausbildungsverträge abge-
schlossen wurden. Dies bedeu-
tet ein Plus von 3,5 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr.
Auch das Handwerk bestätigt
diesen positiven Trend. Nach
Angaben des Zentralverbands
des Deutschen Handwerks
(ZDH) gab es bereits zum 30.
Juni 2004 insgesamt 53.613
neue Lehrverträge im Hand-
werk zu verzeichnen. Im Ver-
gleich zum Vorjahr entsprach
dies einer Zunahme um vier
Prozent. Mit einer 2,4%igen
Steigerung setzte sich dieser
Trend auch im August 2004 fort:
„Damit können wir erstmalig

seit fünf Jahren zur Mitte eines
Jahres ein positives Zwischen-
ergebnis feststellen“, äußerte
sich Hanns-Eberhard Schleyer,
Generalsekretär des ZDH.
Wie viele dieser Verträge dem
Zahntechniker-Handwerk ins-
gesamt zugeordnet werden
können, darüber gibt es derzeit
noch keine Angaben. Und die
Zwischenergebnisse in einzel-
nen Kammerbezirken des
Handwerks fallen recht unter-
schiedlich aus. Während die
Handwerkskammer Südthü-
ringen zum 31. Juli 2004 zwei
Lehrstellen weniger als im Vor-
jahreszeitraum ermittelte,kön-
nen sich Dresden und Berlin
über ein Plus an Ausbildungs-
plätzen freuen. Nach Angaben
der Handwerkskammer Dres-
den sind bis zum 31.August die-
ses Jahres 44 Lehrverträge ab-
geschlossen wurden, zum glei-
chen Zeitpunkt im Jahr 2003

waren es nur 22. Die Hand-
werkskammer Berlin hat Ende
August ebenfalls mehr Verträge
als im Vorjahr erfassen können.
Doch erfahrungsgemäß, so die
Kammersprecherin, kämen
erst im September die meisten
Lehrverträge zur Erfassung.
Um eine fundierte Bilanz zie-
hen zu können, ist es also noch
zu früh.Der Trend aber weist in
die richtige Richtung.

Ausbildungspakt: Trend absehbar?
Ausbildungslücke versus Plus an Ausbildungsplätzen.Was der Ausbildungspakt bisher gebracht hat

ANZEIGE

Tritt auf die ...
Glaubwürdigkeit völlig verloren

Vor genau einem Jahr wurden die Weichen für die neue Zahnersatzre-
gelung gestellt. Die rot-grüne Bundesregierung war sich damals mit der
CDU/CSU einig, dass das Festzuschusssystem ab dem 1. Januar 2005
durch Pflichtbeiträge finanziert wird. Das Gesetz wurde formuliert, be-
schlossen und befand sich seither in der Umsetzung. Bemerkenswert
war, mit welcher Gelassenheit und mit wie wenig Aufregung die Um-
setzung durch die beteiligten Vertragspartner vollzogen wurde. Nun
plötzlich, kurz vor Inkrafttreten des Gesetzes, fällt Ulla Schmidt ein, dass
das Ganze wohl doch nicht so prickelnd sei, was man sich so vor einem
Jahr ausgedacht hat. Es kommen nämlich Zweifel am Gesetzesguss, so-
dass man jetzt doch eine prozentuale Beitragsabführung nach Einkom-
men haben möchte. Am liebsten wäre Schmidt ohnehin eine Vertagung
bis nach den nächsten Bundestagswahlen. Klar: Sie will ja wieder ge-
wählt werden und muss vorher den Bürgern klar machen, wie schön
doch die Welt ist. Bedauerlich zudem, dass die CDU bei diesem Spiel
mitmacht. Durch diese Art und Weise wird leider das Vertrauen der Be-
völkerung in die Politik völlig zerstört. Merkwürdig ist auch, dass man
die ungerechtfertigte 5 %-Absenkung im Jahr 2003 nicht mehr zurück-
nehmen wollte, da man ungern – so die Politik – an beschlossenen Ge-
setzen etwas ändert. Das wäre für die Ministerin schlecht in der Öf-
fentlichkeit, hieß es. Doch dieses Argument zählt nicht mehr. Wer sich
selbst derart bloß stellt, kann auch einen alten Fehler korrigieren.So lie-

fert Rot-Grün mit der Zahnersatzregelung wieder einmal mehr den Beweis, wie
unzuverlässig deren Politik und wie unsicher damit
der Standort Deutschland geworden ist. Und noch
etwas: Wenn die neue Zahnersatzregelung noch
weiter verschoben werden soll, kann es mit den
Ausgaben und den damit verbundenen Problemen
zur Finanzierung in diesem Bereich so schlimm
wohl nicht sein, oder? Deshalb: Nehmen Sie die Ab-
senkungen der vergangenen Jahre wieder zurück,
werte Frau Ministerin! Vertrauen Sie uns, Sie wer-
den deshalb nicht noch unglaubwürdiger.

Ihr Roman Dotzauer
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VDZI appelliert an die Gesundheitspolitik: Nicht nur auf der Beitragsseite
sind Korrekturen notwendig. Zur Funktionsfähigkeit der neuen Zahnersatz-
Versicherung sind auch auf der leistungs- und vertragsrechtlichen Seite
Prüfungen und gesetzliche Änderungen erforderlich.

Frankfurt/Main, 31.08.2004. Der Verband Deutscher Zahntechniker-Innungen (VDZI)
zeigt Verständnis für die Pläne der Gesundheitspolitiker auf allen Seiten, die gesetz-
lich ab Januar 2005 vorgesehene Neuregelung der Zahnersatzversicherung auf
Mitte 2005 zu verschieben, wenn damit die Voraussetzungen geschaffen werden
können, das Vertrauen in die Funktionsfähigkeit und Sozialverträglichkeit des neuen
Systems aus der Sicht der Patienten und Versicherten zu erhöhen. Der VDZI ist dabei
der Ansicht, dass die Einführung des neuen Systems dann in allen Teilen verschoben
werden sollte, um auch die vorhandenen Unsicherheiten und Probleme auf der leis-
tungs- und vertragsrechtlichen Seite des Festzuschuss-Systems noch bereinigen zu
können. Auf der leistungsrechtlichen Seite hat der VDZI in den letzten Monaten da-
rauf hingewiesen, dass er die Befund- und damit Festzuschuss-Strukturen, die der
Gemeinsame Bundesausschuss festgelegt hat, zur Erhaltung des Versorgungsnive-
aus noch für verbesserungsfähig hält. Er hat daher eine Plausibilitätsprüfung anhand
von konkreten Einzelfällen vorgeschlagen, um noch vor Jahresfrist mögliche Unge-
reimtheiten zu beseitigen. Nur so kann die Angemessenheit der Zuschüsse und da-
mit die Akzeptanz des neuen Systems bei der Bevölkerung verbessert werden. Zwin-
gend erforderlich ist darüber hinaus eine Änderung der gesetzlichen Regelungen für
die Preisvereinbarungen. Die neuen gesetzlichen Regelungen hätten bei einer Um-
setzung zur Konsequenz, dass nach der Zwangsabsenkung der Preise um 5 % seit
dem Jahr 2003 noch einmal Tausende von Handwerksbetrieben im Jahr 2005 mit
weiteren Zwangsabsenkungen bis zu 6 % konfrontiert würden. Dies gefährdet un-
mittelbar die wirtschaftliche Existenz der Betriebe. Der VDZI hat den Politikern hierzu
schon vor einigen Monaten Änderungsvorschläge unterbreitet, die Preisabsenkun-
gen verhindern und den Angleichungsprozess der neuen Bundesländer nicht aufhal-
ten. Die Ziele des neuen Festzuschuss-Systems werden dabei nicht in Frage gestellt.
Der VDZI fordert die verantwortlichen Politiker auf, diesen Vorschlag in der nun vor-
gesehenen Gesetzesänderung aufzugreifen. Die neue ZE-Versicherung kann nur er-
folgreich eingeführt werden, wenn in den einzelnen Regelungsbereichen die erfor-
derlichen Änderungen vorgenommen werden. Für die Politik bietet sich dabei die
Chance, die Vorschläge des VDZI zu berücksichtigen, um die Versorgungssicherheit
der Patienten auch durch die wirtschaftliche Existenzsicherung der zahntechnischen
Handwerksbetriebe vor Ort zu gewährleisten. Hier steht die Politik auch in der be-
schäftigungs- und ausbildungspolitischen Verantwortung.

Pressemitteilung des VDZI


